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1. Einleitung
Extrem rechte Vorfälle an Schulen, der bundesweit 
erste AfD-Landrat, die Verbote von „Hammerskins“ 
und „Artgemeinschaft“, Razzien gegen „Reichs-
bürger“, erstarkender Antisemitismus: Das Thema 
Rechtsextremismus stand 2023 immer wieder im 
Fokus der medialen Berichterstattung. Doch was ist 
jenseits dieser bundesweit viel diskutierten Ereig-
nisse passiert? Wie hat sich die extreme Rechte im 
vergangenen Jahr entwickelt? Und welche Maßnah-
men haben demokratisch Engagierte ergriffen, um 
Rechtsextremismus entgegenzuwirken?

Der vorliegende Jahresrückblick trägt die Exper-
tise von rund 50 Mobilen Beratungsteams gegen 
Rechtsextremismus zusammen. Sie sind bundesweit 
aktiv, teils bis ins kleinste Dorf vernetzt und unterstüt-
zen Menschen und Organisationen, die sich gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitismus, 
Antifeminismus und Verschwörungserzählungen en-
gagieren.1 Der Bericht zeigt, auf welche Strategien 
extrem rechte Akteur*innen setzen, wie die demo-
kratische Zivilgesellschaft dagegen vorgegangen ist 
und was Politik, aber auch Justiz und Sicherheitsbe-
hörden tun müssen, um die Demokratie im Wahljahr 
2024 zu schützen.

Die wichtigsten Inhalte im Überblick:
• Rechtsextremismus2 ist näher gerückt: ins private 

Umfeld, in die Nachbarschaft, an den Arbeitsplatz. 
Das hat vor allem drei Gründe: Die extrem rechte 
AfD ist erfolgreicher denn je, ihre Narrative werden 
immer	häufiger	von	Vertreter*innen	demokratischer	
Parteien übernommen. Aus den Corona-Protesten 
ist ein stabiles, antidemokratisches Protestmilieu 
entstanden, das jede Krise verschwörungsideo-
logisch	 auflädt.	 Zudem	 haben	 extrem	 rechte	 Ak-
teur*innen vielerorts Immobilien gekauft und sind 
so –	im	Osten	wie	im	Westen –	weiter	in	die	Sozial-
räume vorgedrungen.

• Menschen, die sich gegen Rechtsextremismus ein-
setzen,	sind	geforderter	denn	je –	und	zugleich	er-
müdet. Die Widerstandskraft der Zivilgesellschaft 
ist schwächer geworden.

• Trotzdem haben demokratisch Engagierte 2023 
eine Reihe von Strategien umgesetzt, um Rechts-
extremismus die Stirn zu bieten. Mit Gegendemos, 
breiten Bündnissen und Aufklärungsarbeit ist es ih-
nen vielerorts gelungen, die Handlungsfähigkeit der 
extremen Rechten einzuschränken.

• Politiker*innen auf Bundes-, Landes- und kommu-
naler Ebene müssen sich an die Seite der Men-
schen stellen, die sich für die Demokratie einset-
zen. Das heißt auch: Sie müssen sich klar von der 
AfD abgrenzen und demokratische Antworten auf 
die	Probleme	unserer	Zeit	finden.	Andernfalls	wird	
die extreme Rechte 2024 weiter vordringen.

2. Gefährlich und erfolgreich: Die extreme Rechte im Jahr 2023
Die Beobachtungen der Mobilen Beratungsteams bun-
desweit zeigen: Rechtsextremismus ist 2023 spürbar 
in den Alltag vorgedrungen. Die nachfolgenden Ab-
schnitte beleuchten, welche Akteur*innen und Strate-
gien dabei eine Rolle gespielt haben. Der Text erhebt 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Er spiegelt die 
Erfahrungen der Mobilen Beratung und die Perspekti-
ven zivilgesellschaftlich Engagierter wider.

2.1 Akteur*innen

AfD: erfolgreich und vernetzt
Die „Alternative für Deutschland“ (AfD) war 2023 der 
größte und bedeutsamste Akteur innerhalb der ex-
tremen Rechten. Die Partei war in nahezu allen Regio-
nen	 präsent  –	 sei	 es	 mit	 Bürgerbüros,	 Infoständen,	
Demonstrationen	 oder	 Wahlkampfveranstaltungen  –	

und trat auch in westdeutschen Bundesländern offen 
rechtsextrem auf. Die völkisch-nationalistischen Kräfte 
innerhalb der Partei konnten sich weitestgehend durch-
setzen.3 Parteiinterne Auseinandersetzungen drehten 
sich 2023 meist um die Besetzung von Kandidat*innen-
Listen oder um Konkurrenzen zwischen einzelnen Par-
teivertreter*innen. Während die Gesamtpartei und ihr 
Jugendverband „Junge Alternative“ (JA) vom Verfas-
sungsschutz als Verdachtsfall beobachtet wird, stufen 
die Landesämter für Verfassungsschutz in Thüringen 
und Sachsen-Anhalt die dortigen AfD-Landesverbände 
als „gesichert rechtsextremistische Bestrebung“ ein.

Das hat jedoch nicht zur gesellschaftlichen Äch-
tung der Partei geführt. Im Gegenteil: Die AfD hat im 
vergangenen Jahr Stimmen dazugewonnen. Bei der 
Landtagswahl	 in	Hessen	stimmten	18,4 Prozent	 der	
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Wahlberechtigten für die AfD4, bei der Wahl in Bayern 
14,6 Prozent5. In bundesweiten Umfragen liegt die AfD 
bei	etwa	20 Prozent –	und	hat	sich	damit	zur	zweit-
stärksten Kraft entwickelt.6 In den ostdeutschen Bun-
desländern könnte sie laut Umfragen bald stärkste po-
litische Kraft werden, ihre Zustimmungswerte liegen 
hier	mittlerweile	bei	über	30 Prozent.7 Rechts von der 
Union konkurriert die AfD derzeit vor allem auf Lan-
desebene mit so unterschiedlichen Parteien wie den 
„Freien Sachsen“, dem „Bündnis Deutschland“ in Bre-
men und den „Freien Wählern“ in Bayern.

Auch auf kommunaler Ebene konnte die AfD 2023 
eine Reihe von Erfolgen erzielen: Im Juni wurde in 
Sonneberg (Thüringen) erstmals ein Vertreter der ex-
trem rechten Partei zum Landrat und damit zum Ober-
haupt der Kreisverwaltung gewählt. Nur eine Woche 
später gewann in Raguhn-Jeßnitz (Sachsen-Anhalt) 
zum ersten Mal ein AfD-Kandidat die Wahl zum haupt-
amtlichen Bürgermeister.8 Gerade im ländlichen Raum 
fällt es durch die nachbarschaftliche Nähe zu AfD-Ver-
treter*innen sowie durch den Fokus auf kommunale 
Themen	häufig	schwerer	als	 in	großen	Städten,	sich	
von Personen und Positionen der AfD abzugrenzen. 
Für Kommunen, aber auch für die Landes- und Bun-
desebene gilt: Ob und wie die AfD sich etablieren 
kann, hängt auch vom Problembewusstsein demokra-
tischer Politiker*innen ab.

Genau hier liegt das Problem: Vertreter*innen demo-
kratischer	Parteien –	insbesondere	aus	dem	konserva-
tiv-bürgerlichen	Spektrum –	haben	die	AfD	2023	immer	
wieder verharmlost. Statt sich eindeutig von der Partei 
abzugrenzen und demokratische Antworten auf aktu-
elle	 Probleme	 zu	 finden,	 haben	 einige	 Politiker*innen	
(extrem) rechte Narrative übernommen und damit zu 
deren Normalisierung beigetragen. Anders gesagt: Sie 
haben sich von der AfD vor sich hertreiben lassen.

Das Jahr 2023 hat auch und aufs Neue gezeigt, 
dass die AfD eng mit Akteur*innen und Organisatio-
nen der „Neuen Rechten“ vernetzt ist. Dazu gehört vor 
allem das „Institut für Staatspolitik“ (IfS) in Schnell-
roda (Sachsen-Anhalt), das als „Kaderschmiede“ der 
AfD und anderer extrem rechter Akteur*innen gilt. 
2023 fanden am IfS mehrere Veranstaltungen statt, 
bei denen AfD-Politiker*innen aus Ost und West gern 
gesehene Gäste waren. Am IfS ist regelmäßig auch 
die „Identitäre Bewegung“ (IB) präsent. Sie hat zwar 
bundesweit an Bedeutung verloren, doch es gibt noch 
regionale Gruppen, die auch 2023 mit kleineren Ak-
tionen in die Öffentlichkeit getreten sind. Zudem sind 
aus der IB heraus zahlreiche Projekte entstanden, die 
sich an ein junges und gebildetes politisches Vorfeld 

richten.	 Dieses	 IB-Netzwerk	 dient –	 ähnlich	wie	 das	
IfS –	als	Rekrutierungsfeld	für	die	AfD.

Auch mit Neonazis ist die AfD, insbesondere ihre 
Jugendorganisation	 „Junge	 Alternative“,	 vernetzt  –	
zum Teil offen und ohne Versuch, diese Verbindungen 
zu verstecken (s. unten).

   In Neumünster (Schleswig-Holstein) 
hat die AfD im November 2023 eine 
Demonstration organisiert, an der u.a. 

Vertreter*innen der neonazistischen Partei „Die 
Heimat“ (ehemals NPD) teilgenommen haben.9 
Bei einer Strategietagung des niedersächsischen 
Landesverbandes der „Jungen Alternative“ in 
Höfen hielt der Vertreter eines neonazistischen 
Verlags im Februar 2023 einen Vortrag.10

Corona-Leugner*innen: demokratiefeindlich und 
themenbeweglich
Corona-Leugner*innen konnten 2023 deutlich weni-
ger Menschen mobilisieren als in den Jahren 2020 
bis 2022: Sowohl die Anzahl der Demonstrationen als 
auch die Anzahl der Teilnehmer*innen war, von regio-
nalen	Ausnahmen	 abgesehen,	 stark	 rückläufig.	 Den-
noch	haben	sich	an	vielen	Orten –	 im	Osten	wie	 im	
Westen –	stabile	Milieus	entwickelt,	die	den	Protest	
weiterführen und demokratische Politiker*innen und 
Institutionen angreifen.

Die Pandemie war dabei meist nur noch am Ran-
de Thema. Stattdessen griffen die Demonstrierenden 
eine ganze Bandbreite verschiedener Themen auf. 
Dazu gehörten etwa die Rechtfertigung des russi-
schen Angriffskriegs auf die Ukraine, die Leugnung 
des Klimawandels, die Missbilligung der Regierungs-
parteien –	vor	allem	der	Grünen –	sowie	rassistische	
Stimmungsmache. Nahezu jede Krise wurde ver-
schwörungsideologisch umgedeutet. Damit wirkten 
die Proteste weit über extrem rechte Kreise hinaus.

Sogenannte Mischmilieus, die bereits 2020 im 
Zuge der Corona-Proteste entstanden sind, haben 
sich 2023 weiter verfestigt und sind teilweise offen 
rechtsextrem aufgetreten. Zu diesen Mischmilieus ge-
hörten –	je	nach	Region –	Verfassungsleugner*innen,	
Neonazis, „Reichsbürger“, AfD-Vertreter*innen, Ver-
schwörungsgläubige, rassistische Bürger*innen, An-
thro posoph*innen, Esoteriker*innen, christlich-religiö-
se Rechte und anti-westliche Kriegsgegner*innen11. 
Die ideologische Klammer dieser Milieus ist der Anti-
semitismus in seinen verschiedenen Erscheinungs-
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formen sowie die Delegitimierung demokratischer 
Institutionen und Standards.

Von den Organisator*innen und Teilnehmer*innen 
wurden die Proteste meist als „bürgerlich“ dargestellt. 
Tatsächlich aber haben viele Protestierende men-
schen- und demokratieverachtende Positionen radikal 
und enthemmt nach außen getragen.

   In Köln, Wuppertal und anderen Städ-
ten Nordrhein-Westfalens fanden 2023 
Demonstrationen des Bündnisses „NRW 

erwacht“ statt. Das Bündnis gilt als Sammel-
becken für Impfgegner*innen, „Reichsbürger“ und 
andere demokratiefeindliche Gruppierungen.12 Im 
August demonstrierten sogenannte Querdenker 
in Berlin-Mitte: gegen Corona-Impfungen, aber 
auch gegen deutsche Waffenlieferungen an die 
Ukraine, gegen die Nato, die Bundesregierung 
und vor allem gegen die Grünen. Unter den Teil-
nehmenden waren u.a. ein Holocaustleugner, 
ein AfD-Politiker sowie Vertreter extrem rechter 
Medien.13

Wie schon in den Vorjahren bemühten sich Coro-
na-Leugner*innen auch 2023, „alternative“ Schulstruk-
turen auf- und auszubauen. In „Freilerner“-Gruppen 
sollen Kinder dem staatlichen Bildungssystem ent-
zogen	und	mit	 häufig	esoterisch-völkischen	 Inhalten	
beschult werden.

Neonazis: weniger sichtbar, aber aktiv
Die Neonazi-Szene ist seit dem weitgehenden Zerfall der 
bundesweiten Kameradschaftsstrukturen stark frag-
mentiert –	und	besteht	vor	allem	aus	regionalen	(Klein-)
Gruppen, Vereinen sowie Kleinstparteien wie „Die Hei-
mat“	(ehemals	NPD),	„Die	Rechte“	und	„Der	III. Weg“.

Im öffentlichen Raum waren Neonazis 2023 den-
noch	sichtbar –	wenn	auch	weniger	als	in	den	Vorjah-
ren. Eigene öffentlichkeitswirksame Demonstrationen 
gab es v.a. in Ostdeutschland. Zu nennen sind hier u.a. 
die „Trauermärsche“ in Dresden und Demmin sowie die 
rassistischen	Proteste	der	„Freien	Sachsen“ –	einer	re-
gionalen Neonazi-Partei, die mit ihren Demos auch für 
ressentimentgeladene Bürger*innen ein „Angebot“ ge-
schaffen hat. Auch in Schleusingen (Thüringen) waren 
Neonazis maßgeblich an der Organisation von Demos 
gegen	 Geflüchtete	 beteiligt.	 Darüber	 hi	naus	 haben	
Neonazis vielerorts an rassistischen Kundgebungen 
teilgenommen, die sie zwar nicht selbst organisiert, 

aber	für	die	sie	mit	mobilisiert	haben –	etwa	in	Upahl	
(Mecklenburg-Vorpommern). Zudem haben Neonazis 
versucht,	 mit	 Flugblättern,	 „Mahnwachen“,	 Graffitis	
und Stickern sichtbar zu bleiben.

Die Aktionsformen der Szene scheinen sich aber 
zunehmend „nach innen“ zu richten. So haben organi-
sierte Neonazis 2023 vielerorts Wanderungen, Schu-
lungen, Liederabende14 und Netzwerktage durchge-
führt, um den Zusammenhalt der Szene zu stärken. 
Im	subkulturellen	Bereich	gibt	es	ein	flächendecken-
des Netzwerk von Szene-Unternehmer*innen. Dazu 
gehören Inhaber*innen von Kleidungsgeschäften, 
Internetversänden, Musiklabels und Tattoo-Studios. 
Für nicht-organisierte rechte Kund*innen bieten diese 
Geschäfte und Dienstleistungen einen niedrigschwel-
ligen Zugang zur Szene. Für gefestigte Neonazis 
wiederum sind sie Teil einer rechtsextremen „Paral-
lelwelt“, die es ihnen ermöglicht, selbst bei Alltagsan-
gelegenheiten innerhalb der Szene zu bleiben.

Auch im Sport waren Neonazis präsent, vor allem 
im Kampfsport: Hier traten Neonazis mitunter als ak-
tive Sportler auf, betrieben eigene Kampfsportstudios 
und richteten Events aus. Zudem trafen sich Neonazis 
zum	 gemeinsamen	 Training	 in	 Fitnessstudios  –	 so-
wohl in solchen, die sich an Neonazis richten, als auch 
in tatsächlich oder vermeintlich unpolitischen Studios 
sowie in Räumen, die nach außen nicht als Fitnessstu-
dio erkennbar sind.

Darüber hinaus haben Neonazis im vergangenen 
Jahr an mehreren Orten scheinbar unpolitische Partys 
und Konzerte veranstaltet, um Geld zu verdienen. Zum 
Teil haben sie damit auch nicht-rechte Konsument*in-
nen erreicht.

   In Lassan (Mecklenburg-Vorpommern) 
hat ein ehemaliger NPD-Politiker im 
September 2023 ein Parkfest organisiert. 

Bei der Durchführung wurde er von freiwilligen 
Helfer*innen aus Kirche, Feuerwehr und örtlichen 
Vereinen unterstützt, denen der politische Hinter-
grund der Veranstaltung nicht bekannt war.15 In 
Krummhörn (Niedersachsen) fand im August ein 
vermeintlich unpolitisches Konzert statt, das von 
Neonazis ausgerichtet wurde und an dem auch 
nicht-rechte Gäste teilnahmen.16

Das Bundesinnenministerium hat im September 
2023 die Neonazi-Organisationen „Hammerskins“ 
und „Artgemeinschaft“ verboten. Daraufhin meldeten 
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mehrere Neonazi-Gruppierungen, dass sie sich selbst 
aufgelöst	 hätten  –	 vermutlich,	 um	 Repressionen	 zu	
entgehen. Wie sich die Verbote langfristig auswirken 
werden, ist aus Sicht der Mobilen Beratung noch nicht 
absehbar. Bisherige Erfahrungen mit Verboten ent-
sprechender Gruppen zeigen, dass deren Mitglieder 
zwar ausgebremst, aber nicht gestoppt wurden.

„Reichsbürger“: Expansionsversuche des 
„ Königreichs Deutschland“
Mit sogenannten „Reichsbürgern“ ist eine unübersicht-
liche Zahl verschiedener Gruppierungen und Organisa-
tionen gemeint, welche die Bundesrepublik nicht aner-
kennen, sondern versuchen, sich staatlichen Gesetzen 
und Regelungen zu entziehen. „Reichsbürger“ lassen 
sich zwei Strömungen zuordnen: Die erste Strömung 
umfasst Neonazis und Reichsideolog*innen, die zwei-
te pseudo-staatliche Fantasiegebilde und sogenannte 
Königreiche.

2023 hat insbesondere das „Königreich Deutsch-
land“	 (KRD) –	eine	sektenähnliche	Gruppe	 innerhalb	
der	zweiten	Strömung –	versucht,	seinen	Einfluss	aus-
zubauen und ein eigenes Behörden-, Wirtschafts- und 
Sozialwesen zu etablieren. Mit dem Erwerb von Immo-
bilien und dem Angebot von Seminaren zum „System-
ausstieg“ zielt das KRD darauf ab, eigene Infrastruk-
turen aufzubauen. In mehreren Bundesländern zeigte 
das KRD 2023 Interesse am Kauf neuer Immobilien.

   In Halsbrücke (Sachsen) hat das „König-
reich Deutschland“ nach eigenen Anga-
ben 2023 einen Gutshof gekauft. Dazu 

gehören u.a. ein landwirtschaftlicher Betrieb, ein 
Park und eine Käserei. Sollte der Kauf erfolgreich 
sein, wäre das Gut die dritte große Immobilie in 
Sachsen, die vom KRD genutzt wird.17

Auch die erste Strömung der „Reichsbürger“ aus 
Neonazis und Reichsideolog*innen hat 2023 versucht, 
Einfluss	 zu	 nehmen	 und	 sich	 bundesweit	 zu	 vernet-
zen –	allerdings	weniger	erfolgreich	als	das	KRD.	Eine	
Ausnahme ist der „Vaterländische Hilfsdienst“ (VHD), 
der bundesweit mit zahlreichen Ortsgruppen in Er-
scheinung getreten ist. Der VHD hat im Corona-Pro-
test-Milieu neue Anhänger*innen gefunden und ver-
sucht seither, eigene Strukturen aufzubauen.

Vertreter*innen beider „Reichsbürger“-Strömun-
gen verursachen einen hohen Arbeitsaufwand in Be-
hörden, indem sie Ämter mit Anträgen und Klagen 

überhäufen oder sich weigern, Steuern zu zahlen. Wie 
in den Vorjahren auch kamen Verwaltungsmitarbei-
ter*innen 2023 vielerorts an ihre Grenzen.

Rechtsextreme Frauen und Kinder
Auf der politischen Bühne waren extrem rechte Frau-
en 2023 in der Minderzahl. Ausnahmen sind die 
rechtsesoterische Szene und die verschwörungs-
ideologischen Corona-Proteste: Hier waren Frauen 
deutlich	 wahrnehmbar  –	 bei	 den	 Corona-Protesten	
sowohl als Teilnehmerinnen als auch als Rednerin-
nen und Organisatorinnen. Auch bei den Initiativen 
für „freie Lerngruppen“ (s. oben) spielten Frauen eine 
aktive Rolle.

Eine besondere Rolle kommt rechtsextremen 
Frauen weiterhin im häuslichen und sozialen Bereich 
zu: In der eigenen Familie sind sie unterstützende 
Ehefrauen und Mütter, die das rechtsextreme Be-
wusstsein in der nächsten Generation festigen. Nach 
außen –	in	der	Nachbarschaft,	in	der	Schule,	im	Be-
ruf –	sorgen	sie	 für	die	Akzeptanz	von	demokratie-
feindlichen Positionen.

Kinder, die in rechtsextremen Familien leben, wer-
den zum Teil bereits in der zweiten und dritten Gene-
ration in eine völkische Parallelwelt hineingeboren: 
Sie wachsen mit menschenverachtender Musik auf, 
nehmen an szeneinternen Treffen teil und werden mit 
rassistischen Bildern sozialisiert, bis sie als Jugend-
liche und junge Erwachsene ggf. selbst politisch ak-
tiv werden. Mit Kindern aus rechtsextremen Familien 
sind zunehmend auch Institutionen wie Kitas, Schulen 
und Sozialarbeiter*innen konfrontiert. Besonders pro-
blematisch	wird	es,	wenn	Rechtsextreme –	beispiels-
weise	 als	 Kita-Erzieherin  –	 Gelegenheit	 bekommen,	
Kinder	in	demokratischen	Räumen	zu	beeinflussen.

2.2 Strategien und Aktivitäten

Immobilienkauf und völkische Landnahme
Nicht nur „Reichsbürger“ haben 2023 Immobilien er-
worben (s. oben). Auch andere extrem rechte Grup-
pen und Einzelpersonen haben Immobilien gekauft, 
gemietet und gepachtet, um sie als Schulungs-, Ge-
werbe- und Konzerträume oder als Wohnraum zu 
nutzen  –	 im	 Osten	 wie	 im	Westen.	 Zudem	 gibt	 es	
vielerorts Kneipen, Lokale und Gaststätten, die von 
Rechtsextremen betrieben werden und als Szene-
Treffpunkte dienen. Schon länger ist zu beobachten, 
dass westdeutsche Neonazis gezielt Immobilien in 
Ostdeutschland kaufen.
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Einzelnen Neonazis ist es gelungen, durch den Er-
werb von Immobilien das Politische mit dem Privatle-
ben zu verbinden: Im Hintergrund sind sie in ihren alten 
Netzwerken politisch aktiv, vor Ort engagieren sie sich 
im	Dorfleben	und	in	Vereinen.	In	Orten,	in	denen	bereits	
Rechtsextreme leben, kommt es oft zu weiteren Zuzü-
gen und Ansiedlungen. Insbesondere in ländlichen Ge-
bieten, in denen es keine starke demokratische Zivilge-
sellschaft gibt, besteht die Gefahr, dass rechtsextreme 
Dominanzzonen entstehen, die für die „Feinde“ der ex-
tremen Rechten nicht mehr begehbar sind.

   In Eschede (Niedersachsen) haben 
Mitglieder der Partei „Die Heimat“ (ehe-
mals NPD) vor einigen Jahren einen 

Hof gekauft. Er wurde 2023 zum „Heimathof“ 
umbenannt und diente häufig als überregionaler 
Treffpunkt für Neonazis. Neben Parteitreffen 
fanden hier u.a. szeneinterne Feste und Schulun-
gen statt.

   Das rechtsextreme und esoterische 
„Anastasia“-Milieu, das zur Gruppe der 
„völkischen Siedler“ zählt, besitzt in 

mehreren Bundesländern Immobilien, u.a. in Hes-
sen und Sachsen-Anhalt. Teilweise werden die 
Immobilien ohne größere Außenwirkung genutzt, 
teilweise sind die Anhänger*innen sichtbar im 
Ort aktiv. So zum Beispiel in Wienrode (Sachsen-
Anhalt): Hier hat eine lokale „Anastasia“-Gruppie-
rung vor einigen Jahren einen Gasthof gekauft, in 
dem sie seit 2023 ein Café betreibt.18

Social Media: Telegram weiterhin die wichtigste 
Plattform
Das gesamte Spektrum der extremen Rechten ist in 
den sozialen Medien vertreten. Die genutzten Plattfor-
men	reichen –	je	nach	Ziel-	und	Altersgruppen –	von	
Facebook und Instagram über X (ehemals Twitter), 
Reddit und Threema bis hin zu TikTok und YouTube.

Der	am	häufigsten	genutzte	Messenger-Dienst	 ist	
weiterhin Telegram: Rechtsextreme suchen hier den 
Kontakt mit Gleichgesinnten, verbreiten Falschinfor-
mationen und Hetze. Extrem rechte Erzählungen ha-
ben	 bei	Telegram	 häufig	 eine	 größere	 Resonanz	 als	
demokratische Haltungen und Gegenreden. Zudem 
reichen die hier gebildeten Netzwerke weit über den 
digitalen Raum hinaus: Extrem rechte Akteur*innen, 
die sich über Telegram kennengelernt haben, nehmen 

gemeinsam an Demonstrationen teil, organisieren Ver-
anstaltungen oder treffen sich zu Freizeitaktivitäten.

   Als Gegennarrativ zum „Pride Month“ 
starteten extrem rechte Akteur*innen im 
Juni 2023 bei X (ehemals Twitter) die 

Kampagne „Stolzmonat“. Sie forderten User*in-
nen dazu auf, statt der Regenbogenflagge die 
Deutschlandfahne zu teilen – und damit queere 
Menschen zu verhöhnen.19 Die Kampagne war 
mitunter auch offline sichtbar. In Koblenz (Rhein-
land-Pfalz) etwa versammelten sich Vertreter*in-
nen der extremen Rechten zu einer „Stolz statt 
Pride“-Demo.20

Rassistische Mobilisierungen: alte Netzwerke, neue 
Gewalt
2023 setzten extrem rechte Akteur*innen wieder ver-
stärkt auf die Themen Migration und Flucht. Vielerorts 
mobilisierten sie zu rassistischen Kundgebungen vor 
Geflüchteten-Unterkünften.	In	Ostdeutschland –	insbe-
sondere	in	Sachsen –	konnte	die	extreme	Rechte	hierfür	
Netzwerke reaktivieren, die im Zuge der rassistischen 
Proteste 2015 entstanden waren. An mehreren Orten 
kam	es	zu	gewalttätigen	Angriffen	gegen	Geflüchtete.

   Im Juli 2023 drangen in Sebnitz (Sachsen) 
mehrere teils vermummte Männer in ein 
Wohnhaus ein, in dem Geflüchtete unter-

gebracht waren. Sie konnten sich Zugang zum 
Hausflur verschaffen und griffen dort Geflüchtete 
an.21 Anfang des Jahres fanden in Upahl (Meck-
lenburg-Vorpommern) über mehrere Wochen 
rassistische Proteste gegen ein geplantes 
Containerdorf für Geflüchtete statt. Während 
einer Kreistagssitzung in der nächstgelegenen 
Stadt Grevesmühlen versammelten sich mehrere 
hundert Demonstrierende vor dem Gebäude, da-
runter auch bekannte Rechtsextreme. Einige von 
ihnen versuchten, in das Gebäude einzudringen, 
was die Polizei nur durch schnelles Eingreifen 
verhindern konnte. Die rassistische Stimmung in 
Upahl hält bis heute an.22

Rechtsterrorismus: Gefahr für Anschläge bleibt hoch
2023 gab es glücklicherweise keine rechtsterroristi-
schen Anschläge, bei denen Menschen ums Leben ge-
kommen	sind –	jedenfalls	keine,	die	öffentlich	bekannt	
wurden. Die Gefahr für solche Anschläge ist aber wei-
ter hoch. So sind viele Rechtsextreme im Besitz von 
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Waffen.23 Zudem haben die bundesweiten Razzien 
gegen „Reichsbürger“ Ende 2022 gezeigt, dass rech-
te Umsturzpläne durchaus real sind. Das tatsächliche 
Ausmaß	rechtsterroristischer	Strukturen –	 insbeson-
dere der „Lone Wolf-“ und der „Incel-Terrorismus“24 –	
bleibt der demokratischen Zivilgesellschaft jedoch 
weitgehend verschlossen.

   Bei der bundesweiten Razzia gegen die 
rechtsextremen „Hammerskins“ im Sep-
tember 2023 hat die Polizei zahlreiche 

Waffen beschlagnahmt, u.a. eine Panzerspreng-
granate, drei Dolche und eine Armbrust.25

Darüber hinaus kam es 2023 zu unzähligen rechts, 
rassistisch und antisemitisch motivierten Straftaten. 
Um nur einige wenige Beispiele zu nennen: KZ-Gedenk-
stätten berichten von einer Zunahme rechtsextremer 
Vorfälle, darunter Hakenkreuz-Schmierereien und Be-
schädigungen von Informationstafeln. In den ersten drei 
Quartalen 2023 registrierten Behörden 1.515 Angriffe 
gegen	Geflüchtete	und	ihre	Unterkünfte.	Seit	dem	Angriff	
der Hamas auf Israel ist die Zahl antisemitischer Vorfälle 
stark gestiegen. 26 Beratungsstellen für Betroffene arbei-
ten am Limit und auch die Mobilen Beratungsteams er-
halten mehr Anfragen als vorher: von Schulen, die sich 
fragen, wie sie Antisemitismus im Klassenzimmer be-
gegnen können, oder von zivilgesellschaftlichen Bünd-
nissen,	die	um	Positionen	zum	Nahostkonflikt	ringen,	die	
weder Antisemitismus noch Rassismus schüren.

3. Ermüdet und doch aktiv: Die Zivilgesellschaft als Gegenwind
Seit mehr als 20 Jahren unterstützt die Mobile Bera-
tung Menschen und Organisationen, die sich gegen 
Rechtsextremismus	 engagieren	 wollen  –	 aus	 der	
Überzeugung, dass eine starke Zivilgesellschaft die 
beste Prävention gegen das Problem ist. Egal, ob 
Nachbarschaftsbündnisse, Vereine oder Schulen: Es 
sind die Menschen und Institutionen vor Ort, die die 
Bedrohungen durch Rechtsextremismus, Rassismus, 
Antisemitismus, Antifeminismus und Verschwörungs-
erzählungen	als	Erste	zu	spüren	bekommen –	und	die	
gemeinsam überlegen können, was sie in ihrer Stadt 
oder ihrem Dorf dagegen tun wollen.

Die nachfolgenden Abschnitte zeigen, welche zi-
vilgesellschaftlichen Akteur*innen die Mobilen Be-

ratungsteams 2023 beraten haben, vor welchen Her-
ausforderungen die Engagierten standen und welche 
Strategien sie erarbeitet haben, um Rechtsextremis-
mus und Demokratiegefährdung die Stirn zu bieten.

3.1 Wer wurde beraten?
Die rund 50 Mobilen Beratungsteams gegen Rechtsex-
tremismus haben 2023 viele unterschiedliche Menschen 
und Organisationen beraten. Dazu gehörten u.a. zivilge-
sellschaftliche Bündnisse und Vereine, Einzelpersonen, 
Schulen, Kommunalpolitiker*innen und Verwaltungsmit-
arbeitende. Die gesamte Bandbreite der Beratungsneh-
menden kann an dieser Stelle nicht abgebildet werden. 
Ein Ausschnitt ist dieser Wortwolke27 zu entnehmen:

Vereine
Bündnisse

Verbände
Jugendhilfe

Kultureinrichtungen

Nachbarschaft Soziale Arbeit

Sport
ParteienInitiativen
Betriebe

Bibliotheken
Universitäten & Hochschulen

Religionsgemeinschaften Bildungsträger
Feuerwehr

Kommunalpolitik
Gewerkschaften

Gedenkstätten
Einzelpersonen

Verwaltung

Schulen

Kitas
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3.2 Vor welchen Herausforderungen stehen 
Engagierte?
Die in Kapitel 2 skizzierten Aktivitäten der extremen 
Rechten, aber auch der politische Umgang mit dem 
Thema haben demokratisch Engagierte 2023 vor eine 
Reihe von Herausforderungen gestellt. Die Liste ist 
nur ein kleiner Ausschnitt dessen, womit die Zivilge-
sellschaft tagtäglich zu kämpfen hatte:

• Viele Engagierte berichten, dass sie 2023 zuneh-
mend im persönlichen Umfeld mit ausgrenzenden 
und menschenverachtenden Äußerungen konfron-
tiert waren, etwa in der eigenen Familie oder am 
Arbeitsplatz. Auch Schulen, andere Bildungsein-
richtungen sowie Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe mussten sich stärker als in den Vorjahren mit 
Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitis-
mus auseinandersetzen.

• Menschen, die sich 2023 gegen Rechtsextremis-
mus eingesetzt haben, wurden wie in den Vorjah-
ren auch wegen ihres Engagements bedroht und 
angefeindet  –	 sei	 es	 mit	 Hasskommentaren	 im	
Netz, rechten Schmierereien an der Hauswand oder 
Morddrohungen per E-Mail. 

• Viele Engagierte fühlen sich von der Politik nicht 
ernst genommen, sondern allein gelassen. Das gilt 
vor allem für Regionen, in denen Entscheidungs-
träger*innen Rechtsextremismus nicht als Problem 
erkennen, sondern verharmlosen. Oft sind es die 
gleichen Regionen, in denen demokratische Par-
teien die viel beschworene „Brandmauer“ zur AfD 
eingerissen	haben –	durch	vertraute	Gespräche	auf	
dem Flur, ein Bier in der Kneipe oder gemeinsame 
Abstimmungen im Parlament.

• In öffentlichen Debatten über Rechtsextremismus 
wird oft auf die Extremismustheorie verwiesen. 
Demnach seien Rechtsextremismus und Linksex-
tremismus ähnlich gefährliche Phänomene, die 
gleichermaßen bekämpft werden müssten. Wie in 
den Vorjahren hatte die Extremismustheorie auch 
2023 für zivilgesellschaftlich Engagierte fatale Fol-
gen: Ihr Engagement wurde von extrem rechten, 
aber auch staatlichen Akteur*innen wie Versamm-
lungsbehörden oder der Polizei immer wieder als 
Linksextremismus diskreditiert  –	 frei	 nach	 dem	
Motto „Wer sich gegen Rechts engagiert, kann nur 
gefährlich links sein“. Bei vielen Engagierten hat 
das Verunsicherung ausgelöst.

• Erschwerend hinzu kommt, dass vielerorts die Zahl 
demokratisch engagierter Menschen abnimmt. In 
manchen	Regionen –	insbesondere,	aber	nicht	nur	
in	Ostdeutschland –	gibt	es	kaum	noch	Personen,	
die sich gegen Rechtsextremismus einsetzen wol-
len. Das hat verschiedene Gründe: Zum einen trauen 

sich viele Engagierte wegen der oben genannten Be-
drohungen nicht, aktiv zu werden. Zum anderen sind 
im Zuge der Corona-Pandemie zivilgesellschaftliche 
Bündnisse eingeschlafen oder ganz weggebrochen, 
viele sind ermüdet. Zudem führen steigende Be-
lastungen im (Arbeits-)Alltag dazu, dass immer 
weniger Menschen es sich zeitlich leisten können, 
ehrenamtlich aktiv zu werden. Diejenigen, die sich 
trotzdem engagieren, berichten von Gefühlen der 
Vereinzelung und Ohnmacht.

3.3 Welche Strategien waren wirksam?
Trotz der oben genannten Herausforderungen haben 
demokratisch Engagierte 2023 eine Reihe von Strate-
gien umgesetzt, um gegen Rechtsextremismus aktiv zu 
werden. In vielen Fällen ist es ihnen gelungen, extrem 
rechte Krisendeutungen und Eskalationen zurückzu-
weisen sowie demokratische Werte zu verteidigen. Die 
Mobilen Beratungsteams haben dabei oft als Starthilfe-
kabel fungiert: Sie haben Bündnisgründungen angesto-
ßen,	Initiativen	begleitet	und	bei	Konflikten	moderiert.

Gegenprotest organisieren: laut und sichtbar
Seit Jahrzehnten gehört es zum „Brot- und Butterge-
schäft“ der demokratischen Zivilgesellschaft, sich ex-
trem rechten Veranstaltungen öffentlich und lautstark 
entgegenzustellen, z.B. mit Gegendemos oder Kund-
gebungen. Diese Veranstaltungen zählten auch 2023 
zum wichtigsten zivilgesellschaftlichen Repertoire 
gegen Rechts.

Darüber hinaus haben Engagierte versucht, extrem 
rechte Veranstaltungen im Vorfeld zu verhindern und 
einer Vernetzung der Beteiligten vorzubeugen. Dafür 
haben sie Vermieter*innen von Veranstaltungsräumen 
angesprochen und auf potenzielle Anmietungsversu-
che durch extrem rechte Akteur*innen hingewiesen. 
Oder sie haben an geschichtsträchtigen Daten eige-
ne Kundgebungen angemeldet, um neonazistische 
Demonstrationen zu unterbinden.

   In Dessau (Sachsen-Anhalt) melden 
demokratisch Engagierte seit 2013 jähr-
lich eine Kundgebung zum Jahrestag der 

Bombardierung Dessaus in der Innenstadt an. 
Damit haben sie erreicht, dass die jährlich stattfin-
dende Nazi-Demonstration, an der lange mehr als 
200 Rechtsextreme teilgenommen hatten, über die 
Jahre auf 10 Personen geschrumpft ist. Auch 2023 
organisierten Engagierte ein buntes Bühnen- und 
Mitmachprogramm auf dem Dessauer Marktplatz. 
Daran nahmen rund 900 Personen teil. Bei der 
Nazi-Demo waren es wieder etwa 10 Personen.
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     Mobile Beratung hat zivilgesell-
schaftliche Bündnisse bei der 
Planung und Durchführung von Ver-

anstaltungen unterstützt, indem sie über juristi-
sche Aspekte von Versammlungsanmeldungen 
informiert, interne Diskussionen über Ziele und 
Aufgaben strukturiert und bei der öffentlichen 
Bewerbung der Veranstaltungen geholfen hat.

Breite Bündnisse schließen
Als besonders schlagkräftig in der Auseinander-
setzung mit Rechtsextremismus haben sich breite 
zivilgesellschaftliche	Bündnisse	erwiesen –	also	Zu-
sammenschlüsse von möglichst vielen Akteur*innen 
einer Stadt- und Dorfgesellschaft, darunter Parteien, 
Nachbar*innen, Schulen, Feuerwehrvereine, Kirchen 
und viele mehr. 2023 waren bundesweit zahlreiche 
solcher Bündnisse aktiv. Sie konnten mitunter große 
Teile der örtlichen Gesellschaft erreichen und damit 
dem Gefühl der Vereinzelung entgegenwirken. In ei-
nigen Fällen sind Städte und Dörfer durch die Arbeit 
gegen Rechtsextremismus enger zusammengerückt.

Zivilgesellschaftliche Bündnisse waren 2023 vor 
allem dann wirksam, wenn sie wichtige Multiplika-
tor*innen wie z.B. Bürgermeister*innen einbezogen 
haben. Auch wichtig waren persönliche Treffen. Zwar 
haben viele Engagierte im Zuge der Corona-Pandemie 
Onlineformate etabliert. Doch die Erfahrungen zeigen: 
Erfolgreiches Engagement gegen Rechtsextremismus 
braucht den persönlichen Austausch, zwangloses 
Plaudern und manchmal auch Spaß.

   In Twistringen (Niedersachsen) geht ein 
zivilgesellschaftliches Bündnis seit dem 
Sommer 2022 wöchentlich auf die Stra-

ße, um gegen rechte Montagsdemonstrationen 
der AfD zu protestieren. Der Gegenprotest zählte 
auch 2023 deutlich mehr Teilnehmer*innen als 
die AfD-Demos.28

     Mobile Beratung wurde oft für die 
Moderation von Bündnistreffen hin-
zugezogen und hat dabei geholfen, 

die Interessen der Bündnismitglieder abzustim-
men, Ressourcen einzuteilen und künftige Aktivi-
täten zu planen. Zudem haben die Berater*innen 
Kontakt zu anderen, schon länger bestehenden 
Bündnissen hergestellt.

Über extrem rechte Akteur*innen informieren und 
Einflussnahme verhindern
Auch die Aufklärung über extrem rechte Akteur*in-
nen und Strategien war 2023 eine wichtige zivilge-
sellschaftliche Antwort auf Rechtsextremismus. So 
haben Engagierte an vielen Orten in Deutschland In-
formationsveranstaltungen zur AfD und anderen ex-
trem rechten Akteur*innen organisiert. Nicht selten 
konnten die Organisator*innen damit erreichen, dass 
extrem rechte Personen aus Gremien, Kleingartenver-
einen, Sportverbänden und anderen Strukturen aus-
geschlossen	wurden,	bevor	sie	dort	Einfluss	nehmen	
konnten.

Besonders effektiv war die Aufklärungs- und Infor-
mationsarbeit dann, wenn es um Akteur*innen ging, 
die	 von	einer	Nicht-Thematisierung	profitieren.	Dazu	
gehören z.B. „völkische Siedler“, die oft unwiderspro-
chen in ganzen Dörfern die Stimmung prägen, aber 
auch Neonazis in Betrieben, die ihren Arbeitsplatz 
nicht verlieren wollen.

   In der Gemeinde Wesertal (Hessen) 
hatten Anwohner*innen Sorge, dass ein 
leerstehendes Haus in direkter Nachbar-

schaft zu einem Neonazi ebenfalls von Rechts-
extremen erworben werden könnte. Daraufhin 
informierten die Anwohner*innen den Landkreis. 
Letzterer hat die Immobilie daraufhin selbst ge-
kauft. Nun wird das Haus zu einem offenen Treff-
punkt für demokratisch Engagierte umgebaut.29 
In Groß Krams (Mecklenburg-Vorpommern) 
haben Bündnisse zusammen mit Anwohner*in-
nen einen Demokratie-Flohmarkt organisiert, um 
ein Zeichen gegen Rechtsextremismus zu setzen 
und dabei auch über die Bedrohung durch „völki-
sche Siedler“ in der Region zu informieren.

     Die Mobile Beratung hat ihr Wissen 
über extrem rechte Akteur*innen 
und Strategien mit Beratungsneh-

menden geteilt und ihnen dazu u.a. Publikationen 
an die Hand gegeben. Die Beratungsnehmenden 
wurden so dazu befähigt, selbst über Rechts-
extremismus zu informieren und aufzuklären. 
Die Mobile Beratung hat auch dabei unterstützt, 
Leitbilder zu formulieren, um auf dieser Grund-
lage besser auf rassistische Vorfälle oder extrem 
rechte Vereinnahmungsversuche reagieren zu 
können.
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Neonazis in der Nachbarschaft? Verbündete suchen
Seit einigen Jahren sind Engagierte zunehmend auch 
im persönlichen Umfeld durch die extreme Rechte her-
ausgefordert –	etwa,	wenn	im	Haus	nebenan	ein	Neo-
nazi wohnt. Als wirksame Strategie hat sich hier die 
Vernetzung mit der Nachbarschaft erwiesen, z.B. durch 
gemeinsame Feste oder durch Messenger-Gruppen, in 
denen sich Anwohner*innen schnell und unkompliziert 
beistehen können. In einigen Fällen hat die Vernetzung 
Menschen davon abgehalten, sich aus Angst zurück- 
oder ganz wegzuziehen.

   In Kamp-Lintfort (NRW) ist ein Ehepaar 
seit mehreren Jahren damit konfrontiert, 
dass ihre Nachbar*innen, zwei Neonazis, 

sie bedrohen und anfeinden. Das Ehepaar leistet 
Gegenwehr und hat in diesem Zuge Kontakt zu an-
deren Nachbar*innen gesucht. Nur dank der Unter-
stützung dieses Netzwerks ist das Paar weiterhin 
im Ort und kann den Neonazis Einhalt gebieten.30

     Die Mobile Beratung hat Nachbar-
schaftstreffen moderiert und Ein-
schätzungen dazu gegeben, welche 

Gefahr von extrem rechten Akteur*innen vor Ort 
ausgeht. Zudem hat sie dazu beraten, welche 
Maßnahmen zur Eigensicherung sinnvoll sind – 
zum Beispiel die Installation von Alarmanlagen 
im Haus oder das Anbringen von Splitterschutz-
folien am Fenster.

Rechtsextremismus an Schulen? Thematisieren und 
sensibilisieren
Nach extrem rechten Vorfällen an einer Schule in Burg 
(Brandenburg) wurde 2023 viel über den Umgang mit 
Rechtsextremismus an Schulen diskutiert. Zwar sind 
entsprechende Vorfälle kein neues Phänomen. Doch 
die öffentliche Debatte hat viele Schulen veranlasst, 
sich stärker mit dem Thema zu befassen. Zuletzt wa-
ren viele Lehrkräfte durch antisemitische Vorfälle und 

rassistische Äußerungen herausgefordert und muss-
ten sich positionieren.

Für Beschäftigte an Schulen waren Fachgespräche 
im Kollegium hilfreich. Dort konnten sie gemeinsam 
vereinbaren, wie sie bei rechten Vorfällen in der Schu-
le vorgehen wollen. Zudem hat es Lehrkräften wie 
Schüler*innen geholfen, die tatsächlichen Mehrheits-
verhältnisse im Blick zu behalten. Zwar gelingt es 
lautstarken Einzelpersonen in Klassenchats und auf 
dem	Schulhof	immer	wieder,	das	Klima	zu	vergiften –	
doch in den allermeisten Fällen ist die Mehrheit der 
Schüler*innen nicht rechtsextrem. Das zu thematisie-
ren, konnte vielerorts die gefühlte rechte Hegemonie 
brechen und war Grundlage dafür, ein demokratisches 
Miteinander im Klassenraum zu vereinbaren und um-
zusetzen.

   Anlässlich der Bürgerschaftswahl in 
Bremen hatte eine Gruppe Bremer 
Schüler*innen einen AfD-Vertreter zu 

einer Veranstaltung eingeladen. Als ihre Lehrkraft 
davon erfuhr, organisierte sie eine Unterrichts-
einheit zum Thema, um mit den Schüler*innen 
ins Gespräch zu kommen – über demokratische 
Werte und über die Haltung zur AfD. Die Klasse 
entschied daraufhin, den AfD-Vertreter wieder 
auszuladen.

     Mobile Beratung hat u.a. Austausch-
runden für Lehrkräfte an Schulen 
moderiert. Dort hat sie u.a. darüber 

aufgeklärt, dass es nicht gegen das „Neutralitäts-
gebot“ verstößt, wenn Lehrkräfte sich gegenüber 
ihren Schüler*innen deutlich gegen Rechtsex-
tremismus positionieren, sondern dass dies im 
Gegenteil ihre Aufgabe ist. Zudem haben die 
Teams Schüler*innen-Vertretungen beraten und 
Schulen dabei geholfen, Leitbilder zu erarbeiten, 
die extrem rechten Vorfällen vorbeugen sollen.

4. Fazit: Was jetzt zu tun ist
Das Jahr 2023 hat aufs Neue gezeigt, wie groß die Ge-
fahren durch Rechtsextremismus und Ideologien der 
Ungleichwertigkeit	sind –	und	wie	sehr	das	Problem	in	
den Alltag vieler Menschen vorgedrungen ist. Gleichzei-
tig hat das Jahr gezeigt, wie wichtig zivilgesellschaft-

liches Engagement ist: An vielen Orten in Deutschland 
sind Menschen und Organisationen auf die Straße ge-
gangen, um gegen Rechtsextremismus zu demons-
trieren. Sie haben Veranstaltungen organisiert, um über 
extrem rechte Akteur*innen aufzuklären, und konnten 
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damit	 deren	 Einfluss	 einschränken.	 Sie	 haben	 breite	
Bündnisse geschlossen und zum Teil ganze Dorf- und 
Stadtgemeinschaften näher zusammenrücken lassen.

Diese Lichtblicke dürfen aber nicht darüber hin-
wegtäuschen, in welch prekärem Zustand sich die 
Zivilgesellschaft	befindet:	Viele	Engagierte	sind	aus-
gebrannt, fühlen sich allein und von der Politik im 
Stich gelassen. In einigen Landstrichen sind sie die 
einzigen, die sich engagieren, werden bedroht und 
angefeindet. Das sind düstere Vorzeichen mit Blick 
auf das Wahljahr 2024, in dem die extrem rechte AfD 
vielerorts Gewinne einfahren könnte. Diese Gewinne 
werden auf Kosten aller Demokrat*innen gehen, allen 
voran auf die von ohnehin marginalisierten Gruppen. 
Migrant*innen	 und	 Geflüchtete	 z.B.	 sind	 schon	 jetzt	
die Leidtragenden einer politischen Debatte, die Mi-
gration als „Problem“ und „Bedrohung“ darstellt.

Wir appellieren daher an die Politik: Stärken Sie zi-
vilgesellschaftliches Engagement gegen Rechtsextre-
mismus und stellen Sie sich an die Seite derjenigen, 
die sich für die Demokratie einsetzen. Wir fordern:

• Demokratische	Parteien –	ob	auf	Bundes-,	Landes-	
oder	kommunaler	Ebene –	müssen	sich	klar von der 
AfD abgrenzen. Das heißt: Sie müssen die extrem 
rechten Positionen und Narrative der Partei als sol-
che benennen, statt sie zu verharmlosen und zu re-
lativieren –	schnell,	öffentlich	und	eindeutig.	Denn	
die Erfahrungen zeigen: Die Übernahme und Teiler-
füllung rechtsextremer Forderungen sind kein Mittel 
gegen Rechtsextremismus. Im Gegenteil: Sie stär-
ken Rechtsextreme und gefährden die Demokratie.

• Die Mitglieder von Stadträten und Kreistagen müs-
sen sich besser für den Umgang mit der AfD auf
stellen. Sie sind schon jetzt damit konfrontiert, 
dass Mandatsträger*innen der AfD in Begleitaus-
schüssen	 oder	 Beiräten	 sitzen  –	 und	 damit	 über	
das Programm des Stadttheaters, die Bücher in der 
Bibliothek oder das Demokratieprojekt im Ort mit-
bestimmen. Diese Entwicklung wird sich verschär-
fen, wenn die AfD bei den Kommunalwahlen 2024 
weitere Mandate erhält.

• Politiker*innen müssen demokratische Antworten 
auf die Probleme unserer Zeit finden,	statt	„Lösungen“	
anzubieten, die gesellschaftliche Gruppen gegen-
einander ausspielen. Eine härtere Migrationspolitik 
hilft weder im Kampf gegen Armut und soziale Un-
gleichheit	noch	gegen	die	Inflation.	Stattdessen	spielt	
sie	der	AfD	in	die	Hände –	und	entmutigt	diejenigen,	
die progressiv für die Gesellschaft einstehen wollen.

• Entscheidungsträger*innen in Sicherheitsbehörden, 
Justiz und Politik müssen demokratisch Engagier

te ernstnehmen, unterstützen und schützen –	auch	
und vor allem marginalisierte zivilgesellschaftliche 
Gruppen wie Migrant*innen oder queere Menschen. 
Für Sicherheitsbehörden bedeutet das: Sie müssen 
Ansprechstrukturen für Menschen einrichten, die 
von Rechts bedroht werden, und Betroffene an spe-
zialisierte Beratungsstellen vermitteln. Für die Justiz 
heißt es, rechtsextreme Straftaten besser und schnel-
ler aufzuklären. Politiker*innen wiederum müssen zi-
vilgesellschaftliches Engagement stärker wertschät-
zen und würdigen. Zudem sollten sie in Debatten 
über Rechtsextremismus und zivilgesellschaftlichen 
Gegenprotest auf die Extremismustheorie verzich-
ten: Sie führt regelmäßig dazu, dass demokratisch 
Engagierte als „linksextrem“ diffamiert und krimina-
lisiert werden.

• Die Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus 
muss	finanziell	und	personell	abgesichert	werden.	
Dazu muss die Ampelkoalition endlich das verspro-
chene Demokratiefördergesetz auf den Weg brin
gen. Was zunächst nach einer Forderung in eigener 
Sache klingt, ist weitaus mehr als das. Denn die 
Unterfinanzierung	 und	 Dauerbefristung	 der	 Bera-
tungsteams ist ein Problem für alle Beteiligten: Die 
Berater*innen können viele Anfragen nicht zeitnah 
bedienen, Engagierte müssen mitunter lange War-
tezeiten in Kauf nehmen. Zudem wechseln viele 
Berater*innen den Job. Dadurch geht immer wieder 
Expertise und personelle Kontinuität verloren. Da-
bei ist Beratungsarbeit Vertrauensarbeit: Engagier-
te brauchen verlässliche Ansprechpartner*innen 
vor Ort, die auch im nächsten Jahr noch da sind.

• Engagierte und Verantwortliche, aber auch die Mo-
bilen Beratungsteams müssen dabei unterstützt 
werden, sich selbst, ihre Büros und ihre Mitarbei
ter*innen zu schützen –	in	Form	von	Geld,	um	etwa	
Alarmanlagen	 finanzieren	 oder	 juristische	 Angriffe	
von Rechts abwenden zu können, aber auch in Form 
von erleichterten Auskunftssperren im Melderegister.

• Entscheidungsträger*innen in Politik und Verwaltung 
sollten vermeiden, in der Arbeit gegen Rechtsex
tremismus Doppelstrukturen zu schaffen. Der De-
mokratie ist nicht geholfen, wenn jedes Jahr neue 
Leuchtturmprojekte an den Start gehen, die nach 
zwei bis drei Jahren eingestellt werden. Besser wäre 
es, neue Fördergelder in bestehende (Beratungs-) 
Strukturen zu investieren, damit diese ihre Angebo-
te ausbauen können. Andernfalls entsteht nicht nur 
Koordinations- und Vernetzungsaufwand bei den be-
stehenden Strukturen, sondern auch Verwirrung und 
Verunsicherung bei den Menschen, die Unterstüt-
zung brauchen.
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(Alle in den Fußnoten genannten Links wurden zuletzt am 14.11.2023 abgerufen.)

1 Die Mobilen Beratungsteams beraten nicht nur zum Umgang mit 
Rechtsextremismus, sondern auch zum Umgang mit Ideologien der 
Ungleichwertigkeit, die Rechtsextremismus zu Grunde liegen. Dazu 
gehören u.a. Rassismus, Antisemitismus, Antifeminismus und Ver-
schwörungserzählungen. Der Lesbarkeit halber ist im vorliegenden 
Bericht nur der Begriff Rechtsextremismus genannt.
2 Wir nutzen den Begriff Rechtsextremismus als kritischen Arbeits-
begriff im Wissen um seine Unschärfe v.a. hinsichtlich der Einstel-
lungen in der sogenannten Mitte der Gesellschaft. Dabei orientieren 
wir uns an der Definition von Hans-Gerd Jaschke (2001) und der 
Konsensdefinition von Oliver Decker/Elmar Brähler/Norbert Geißler 
(2006). Zentrale Elemente des Rechtsextremismus sind demnach 
Rassismus, Antisemitismus, Antifeminismus, Chauvinismus, Natio-
nalismus, die Befürwortung autoritärer Herrschaftsformen, Sozialdar-
winismus und die Verharmlosung des Nationalsozialismus.
3  In den Anfangsjahren der AfD dominierten in den westdeut-
schen Bundesländern die Vertreter*innen einer national-kapi-
talistischen, sogenannten „wirtschaftsliberalen“ Linie. Ihnen ist es 
jedoch nicht gelungen, signifikante Bevölkerungsteile hinter sich zu 
vereinen.
4 Endgültiges Ergebnis der Landtagswahl Hessen 2023, https://
wahlen.hessen-ltw23.23degrees.eu/wk/00000000000/overview
5 Wahl zum 19. Bayerischen Landtag 2023 – endgültiges Ergeb-
nis, S. 5, https://www.statistik.bayern.de/mam/produkte/veroffentli-
chungen/statistische_berichte/b7241c_202351.pdf
6 Sonntagsfrage Bundestagswahl vom 10.11.2023, https://www.
infratest-dimap.de/umfragen-analysen/bundesweit/sonntagsfrage/
7 Frankfurter Rundschau: Nach Wahlerfolgen in Hessen und Bayern 
– Halb Deutschland kann sich eine Regierung mit der AfD vorstellen, 
https://www.fr.de/politik/afd-regierung-umfrage-ostdeutschland-sach-
sen-anhalt-thueringen-brandenburg-linke-cdu-zr-92575784.html
8 Tagesschau: AfD-Kandidat gewinnt Landratswahl, https://www.
tagesschau.de/inland/regional/thueringen/landrat-stichwahl-son-
neberg-100.html; Tagesschau: AfD-Kandidat Loth gewinnt Stich-
wahl, https://www.tagesschau.de/inland/regional/sachsenanhalt/
stichwahl-in-raguhn-jessnitz-100.html. Leise Hoffnung machen die 
jüngsten Stichwahlen in Dahme-Spreewald, Bitterfeld-Wolfen und 
Nordhausen: Hier konnten sich die für das Landrats- bzw. Oberbür-
germeisteramt kandidierenden AfD-Vertreter nicht durchsetzen.
9 Pixelarchiv: AfD-Aufmarsch in Neumünster, https://pixelarchiv.
org/event/2023.11.04.neumuenster/1
10 Netzwerk Nienburg: Rechtsextreme Umtriebe auf dem Hof Frien 
in Höfen bei Uchte, https://netzwerk-nienburg.de/news.php?p=357
11 Damit sind Menschen gemeint, die demokratische Staaten, 
v.a. die USA, als Repräsentanten einer vermeintlichen – oft jüdisch 
gedachten – „Weltdiktatur“ sehen. Entsprechend lehnen sie alles ab, 
was diese Staaten tun. Der Vorstellung einer „Weltdiktatur“ liegt eine 
völkisch-antisemitische Globalisierungskritik zugrunde.
12 T-Online: „Querdenker“ und Rechtsextreme demonstrieren in 
Köln, https://www.t-online.de/region/koeln/id_100199832/-nrw-er-
wacht-querdenker-und-rechtsextremisten-demonstrieren-auf-heu-
markt.html
13 RedaktionsNetzwerk Deutschland: Gegen Corona-Impfungen 
und Ukraine-Hilfen – „Querdenker“ demonstrieren wieder, https://
www.rnd.de/politik/querdenker-demo-in-berlin-wogegen-die-szene-
heute-demonstriert-LWOD667R5VFXRHEHZCE7GHVZMM.html
14 Liederabende gehören inzwischen zu den häufigsten Musik-
veranstaltungen der extremen Rechten. Zwar fanden auch 2023 
Rechtsrock-Konzerte mit mehreren hundert Teilnehmenden statt. 
Doch es setzt sich der Trend fort, dass die Szene zunehmend kleine-
re Veranstaltungen mit Liedermacher*innen organisiert.
15 Ostsee-Zeitung: Lassaner Parkfest wird zur Party von 
Rechtsextremen, https://www.ostsee-zeitung.de/lokales/vor-
pommern-greifswald/usedom/lassaner-parkfest-wird-zur-party-

von-rechtsextremen-was-polizei-und-buergermeister-dazu-sagen-
CNNZ33UVOFDITJNJERQQPVXUD4.html
16 Pixelarchiv: Rechtsoffenes Konzert in Krummhörn, https://pixel-
archiv.org/event/2023.08.05.krummhoern/1
17 Frankfurter Rundschau: Reichsbürger-König kauft Millionen-
Schloss in Sachsen, https://www.fr.de/politik/reichsbuerger-koenig-
millionen-schloss-sachen-untertanen-geld-halsbruecke-lehnsgut-pe-
ter-fitzek-zr-92324161.html
18 ZDF: Rechte Siedler streben nach Macht im Dorf, https://www.
zdf.de/nachrichten/politik/anastasia-weda-elysia-wahl-wienro-
de-100.html
19 RedaktionsNetzwerk Deutschland: „Stolzmonat“ statt Pride 
Month – Wie Rechte den Kampf für Gleichberechtigung kapern 
wollen, https://www.rnd.de/panorama/stolzmonat-wie-rechte-den-
pride-month-auf-twitter-und-facebook-kapern-wollen-CZGCPDET-
XFGAXNE2WCKI4LBDCQ.html 
20 Queer.de: Koblenz – Queeres Kiss-In gegen „Stolzmonat“-Demo, 
https://www.queer.de/bild-des-tages.php?einzel=4197
21 MDR: Nach Angriff auf Geflüchtete in Sebnitz erster Tatverdäch-
tiger ermittelt, https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen/dresden/
dippoldiswalde-sebnitz/angriff-fluechtlingsheim-festnahme-rassis-
tisch-100.html
22 NDR: Chronik zum Streit um die Flüchtlingsunterkunft in Upahl, 
https://www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/Chro-
nik-zum-Streit-um-die-Fluechtlingsunterkunft-in-Upahl,upahl256.
html
23 Correctiv: Die bewaffneten Rechtsextremen von nebenan, 
https://correctiv.org/aktuelles/neue-rechte/2023/09/06/rechtsext-
reme-mit-waffen-in-ihrer-nachbarschaft/
24 „Einsame Wölfe“ (engl. lone wolves) sind terroristische Einzel-
täter. Der Begriff ist nicht unumstritten: Die Taten werden zwar von 
Einzelpersonen geplant und durchgeführt, sind aber meist die Folge 
von Interaktion mit Gleichgesinnten. „Incels“ (Abk. für „involuntary 
celibate“ / unfreiwillig im Zölibat lebend) sind Männer, die sich v.a. 
darüber definieren, keine sexuellen oder romantischen Beziehungen 
pflegen zu können. Die „Schuld“ daran geben sie Frauen, der Eman-
zipation und dem Feminismus.
25 Spiegel Online: Ermittler finden Granate bei „Hammerskins“-
Razzia, https://www.spiegel.de/politik/deutschland/hammerskins-
razzia-ermittler-finden-granate-und-nazi-devotionalien-a-51d52392-
5f2f-463f-9627-835eb1a9a549
26 RedaktionsNetzwerk Deutschland: KZ-Gedenkstätten alar-
miert – „Stärkere Präsenz von Rechtsradikalen an unseren Orten“, 
https://www.rnd.de/politik/kz-gedenkstaetten-verzeichnen-
mehr-vandalismus-und-hakenkreuz-schmierereien-TU2OMFA2X-
5DOXMK6ACPEFUN5YA.html; taz: Angriffe auf Geflüchtete – Schon 
jetzt mehr als im Vorjahr, https://taz.de/Angriffe-auf-Gefluechte-
te/!5973007/; OFEK: Pressemitteilung vom 06.11.2023, http://ofek-
beratung.de/wp-content/uploads/2023/11/OFEK-Pressemitteilung-
Ein-Monat-nach-Angriffen-auf-Israel.pdf
27 Abgebildet sind nur Akteur*innen, die tatsächlich beraten wur-
den. Nicht abgebildet sind Akteur*innen, mit denen die Beratungs-
teams anderweitig zusammengearbeitet haben, z.B. in Form von 
Bildungsarbeit oder Hintergrundgesprächen.
28 Weser-Kurier: Twistringen setzt Zeichen gegen Rechts, https://
www.weser-kurier.de/landkreis-diepholz/stadt-twistringen/twis-
tringer-wollen-mit-menschenkette-gegen-rechts-demonstrieren-
doc7pvbfhk57ojrxa1dft5
29 Hessenschau: Wesertal eröffnet Begegnungsstätte in Neonazi-
Nachbarschaft, https://www.hessenschau.de/gesellschaft/weser-
tal-eroeffnet-begegnungsstaette-in-neonazi-nachbarschaft-v1,haus-
kauf-gegen-rechts-gieselwerder-100.html
30 ZDF: Unser Nachbar, der Neonazi, https://www.zdf.de/doku-
mentation/37-grad/37-mein-nachbar-der-neonazi-100.html
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Urheberrechtliche Hinweise
© Copyright 2023 Bundesverband Mobile Beratung 
e. V.	Alle	Rechte	 vorbehalten.	Diese	Publikation	wird	
für nicht-kommerzielle Zwecke kostenlos zur Verfü-
gung gestellt. Die Herausgeber*innen  behalten sich 
das Urheberrecht vor. Eine Weitergabe oder Verviel-

fältigung, auch in Teilen, ist nur nach ausdrücklicher 
schriftlicher Zustimmung der Herausgeber*innen ge-
stattet. Darüber hinaus muss die Quelle korrekt ange-
geben und ein Belegexemplar zugeschickt werden.

Haftungsausschluss
Die Hinweise in diesem Jahresbericht wurden nach 
bestem Wissen und Gewissen formuliert. Für die 
Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität der Infor-
mationen übernehmen die Herausgeber*innen keine 
Gewähr.

Gendersternchen
Der BMB nutzt das sogenannte Gendersternchen 
(auch: Asterisk), um eine geschlechtergerechte 
Sprache abzubilden. Geschlechtergerechte Sprache 
hat zum Ziel, alle Menschen unabhängig von ihrem 
Geschlecht und ihrer geschlechtlichen Identität ein-
zubeziehen und gleichzeitig darauf aufmerksam zu 
machen, dass es mehr Geschlechtsidentitäten als 
weiblich und männlich gibt. Der Asterisk fällt auf und 
kann irritieren – genau das ist gewollt: Er soll zum 
Nachdenken anregen und die Vielfalt von Geschlech-
tern sichtbar machen.

http://bundesverband-mobile-beratung.de
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Gemeinsam gegen 
Rechtsextremismus. 

Für Demokratie.


